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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) zu dem 


Übereinkommen Nr. 137 über die sozialen Auswirkungen neuer 
Umschlagmethoden in Häfen 

Empfehiung Nr. 145 betreffend die sozialen Auswirkungen neuer 
Umschlagmethoden in Häfen 

mit je einer Steiiungnahme der Bundesregierung 
— Drucksache 7/3445 — 

A. Problem 

Die Allgemeine Konferenz der Internationalen Arbeitsorgani- 
sation hat am 25. Juni 1975 das Übereinkommen Nr. 137 und die 
Empfehlung Nr. 145 betreffend die sozialen Auswirkungen 
neuer Umschlagmethoden in Häfen beschlossen. Diese Doku- 
mente sind nach der Verfassung der IAO dem nationalen Parla- 
ment zur Kenntnis zu bringen. 


B. Lösung 

Trotz Bedenken gegen verschiedene Lösungsvorschläge der 
Instrumentarien wird einstimmig Kenntnisnahme empfohlen. 

C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Blüm 


I. 

Der Präsident des Deutschen Bundestages hat mU 
Schreiben vom 9. April 1975 die Vorlage betreffend 
das Übereinkommen Nr. 137 und die Empfehlung 
Nr. 145 der Internationalen Arbeitsorganisation über 
die sozialen Auswirkungen neuer Umschlagmetho- 
den in Häfen — Drucksache 7/3445 — dem Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung federführend und dem 
Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fern- 
meldewesen zur Mitberatung überwiesen. Der mit- 
beratende Ausschuß hat am 23. April 1975 die Stel- 
lungnahmen der Bundesregierung, die beiden Doku- 
menten beigefügt sind, aus verkehrspolitischer Sicht 
gebilligt. Der Ausschuß für Arbeit und Sozialord- 
nung hat die Vorlage am 4. Juni 1975 behandelt und 
empfiehlt einstimmig dem Plenum die Kenntnis- 
nahme. 

II. 

Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation hat am 25. Juni 1973 die in der 
Vorlage enthaltenen beiden Dokumente betreffend 
die Hafenarbeit angenommen. 

1 . 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung be- 
grüßt die Zielsetzung des Übereinkommens Nr. 137, 
dazu beizutragen, daß die den Hafenarbeitern durch 
die Einführung neuer Umschlagmethoden erwach- 
senden sozialen Probleme bewältigt werden. Das 
Übereinkommen setzt der innerstaatlichen Politik 
das Ziel, auf alle Beteiligten einzuwirken, damit für 
eine dauernde oder regelmäßige Beschäftigung der 
Hafenarbeiter gesorgt wird. 

a) 

Die Definition des Begriffs „Hafenarbeiter" wird 
nach Artikel 1 der innerstaatlichen Gesetzgebung 
und Praxis überlassen, wobei die Sozialpartner an- 
zuhören sind. Die Normen des Übereinkommens 
behandeln direkt die Arbeitsorganisation und die 
Arbeitsbeziehungen in Häfen: Hafenarbeitern sind 
nach Artikel 2 Mindestbeschäftigungszeiten oder 
ein Mindesteinkommen zu gewährleisten, für alle 
Berufskategorien von Hafenarbeitern nach Artikel 3 
Register anzulegen und registrierte Hafenarbeiter 
bei der Einstellung vorzuziehen. Die Zahl der regi- 
strierten Arbeitskräfte ist nach Artikel 4 regelmäßig 
zu überprüfen; bei einer notwendig werdenden Ver- 
ringerung sollen Maßnahmen ergriffen werden, um 
nachteilige Auswirkungen auf die Hafenarbeiter ab- 
zuwenden oder abzuschwächen. Die Zusammen- 
arbeit zwischen den Verbänden der Arbeitgeber und 
der Arbeitnehmer soll nach Artikel 5 von der inner- 
staatlichen Politik gefördert werden, damit neue 
Umschlagmethoden zu größtmöglichen sozialen und 


wirtschaftlichen Vorteilen führen. Bestimmungen 
der Arbeitssicherheit, Wohlfahrt und der beruflichen 
Ausbildung sollen nach Artikel 6 auf Hafenarbeiter 
angewandt werden. Soweit das Übereinkommen 
nicht durch Tarifverträge oder auf andere, der 
jeweiligen innerstaatlichen Praxis entsprechenden 
Weise durchgeführt werden kann, wären nach Arti- 
kel 7 gesetzliche Maßnahmen erforderlich. 

b) 

In der Bundesrepublik Deutschland bestehen für 
den im Übereinkommen behandelten Personenkreis 
keine gesetzlichen Sonderrechte. Lediglich durch das 
Gesetz über die Schaffung eines besonderen Arbeit- 
gebers für Hafenarbeiter vom 3. August 1950 
(BGBl. I S. 352) wird die Möglichkeit eröffnet, durch 
schriftliche Vereinbarung der zuständigen Arbeit- 
geberverbände und Gewerkschaften einen besonde- 
ren Arbeitgeber (Gesamthafenbetrieb) zu bilden. Im 
übrigen gelten die allgemeinen arbeits- und sozial- 
rechtlichen Vorschriften auch für Hafenarbeiter aller 
Art. 

Außerdem werden Löhne und Arbeitsbedingungen 
für Hafenarbeiter ebenso wie für andere Arbeitneh- 
mer auch in Tarifverträgen festgelegt. Im Rahmen 
dieser Tarifverträge haben die Tarifvertragsparteien 
auch Vereinbarungen getroffen, die einzelnen For- 
derungen des Übereinkommens entsprechen. 

Das Übereinkommen orientiert sich an nichtdeut- 
schen Rechtssystemen und bringt es so mit sich, daß 
ein Teil seiner Normen im Widerspruch zu dem 
deutschen System der Arbeitsmarktpolitik und des 
Arbeitsrechts steht. Das wird besonders deutlich in 
der durch Artikel 7 vorgesehenen Verpflichtung des 
ratifizierenden Staates, gesetzliche Regelungen sub- 
sidiär einzuführen. 

In der Bundesrepublik Deutschland bestehen aber 
keine gesetzlichen Regelungen, die eine Mindest- 
beschäftigungsdauer gewährleisten (Artikel 2 Ab- 
satz 2), Ein Mindesteinkommen ist für einen Teil 
der Hafenarbeiter insoweit gewährleistet, als ihnen 
bei Erfüllung der Voraussetzungen Leistungen bei 
Arbeitslosigkeit gewährleistet werden können. 
Hierunter fallen aber nicht die regelmäßig unstän- 
dig Beschäftigten (§ 169 Nr. 7 Arbeitsförderungs- 
gesetz). Auch besteht keine gesetzliche Verpflich- 
tung, Hafenarbeiter zu registrieren (Artikel 3 Abs. 1) 
und registrierte Hafenarbeiter bei der Einstellung 
zu bevorzugen (Artikel 3 Abs. 2). 

Die in Artikel 4 Abs. 2 geforderten Maßnahmen, 
um nachteilige Auswirkungen auf die Hafenarbeiter 
abzuwenden oder abzuschwächen, werden durch das 
Arbeitsförderungsgesetz, soweit die Anspruchsvor- 
aussetzungen gegeben sind, gewährleistet. Jedoch 
gilt auch hier die zu Artikel 2 gemachte Einschrän- 
kung bezüglich der Leistungen bei Arbeitslosigkeit. 
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Soweit Maßnahmen nach Artikel 4 Abs. 2 der Be- 
teiligung des Betriebsrats unterliegen, insbesondere 
nach den §§ 111 ff. Betriebsverfassungsgesetz, kom- 
men sie in vollem Umfang den Arbeitnehmern der 
Hafeneinzelbetriebe zugute. Für die Arbeitnehmer 
eines Gesamthafenbetriebs im Sinne des Gesetzes 
zur Schaffung eines besonderen Arbeitgebers für 
Hafenarbeiter vom 3. August 1950 kann ein Be- 
triebsrat entsprechend den eingeschränkten Funk- 
tionen des Gesamthafenbetriebs im wirtschaftlichen 
Bereich insoweit nur begrenzt tätig werden. 

Die Durchführung von Artikel 5, der dem Staat die 
Förderung der Zusammenarbeit zwischen Arbeit- 
nehmer- und Arbeitgeberverbänden mit bestimmter 
Zielrichtung zur Pflicht macht, kann in der Bundes- 
republik Deutschland nur insoweit gewährleistet 
werden, als dadurch der verfassungsmäßige Grund- 
satz der Tarifautonomie nicht beeinträchtigt wird. 

c) 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
schließt einmütig sich der Meinung der Bundesregie- 
rung an, daß die soziale Lage der Hafenarbeiter in 
der Bundesrepublik Deutschland zur Zeit zusätzliche 
gesetzliche Regelungen zur Anpassung an das Über- 
einkommen nicht erfordert. Außerdem würde es nach 
der einhelligen Einsicht des Ausschusses den Bestre- 
bungen zur Vereinheitlichung des Arbeitsrechts zu- 
widerlaufen, wenn für die Hafenarbeiter, wie vor- 
gesehen, besondere arbeitsrechtliche Regelungen 
geschaffen würden. 

Das Übereinkommen Nr. 137 sollte daher nach 
der im Ausschuß vertretenen Auffassung von der 
Bundesregierung nicht zur Ratifizierung eingebracht 
werden. 

2 . 

Ergänzend zum Übereinkommen Nr. 137 hat die 
Allgemeine Konferenz der Internationalen Arbeits- 
organisation die Empfehlung Nr. 145 betreffend die 
sozialen Auswirkungen neuer Umschlagmethoden in 
Häfen beschlossen. Anders als das Übereinkommen, 
dem schwerwiegende Bedenken bezüglich der Ratifi- 
zierung entgegenstehen, kann die Empfehlung nach 
Meinung des Ausschusses in einer Reihe von vorge- 
schlagenen Einzelmaßnahmen in der Bundesrepublik 
Deutschland zum Zuge kommen, während anderer- 
seits viele Maßnahmen wegen der Unvereinbarkeit 
mit dem deutschen Arbeitsrechtssystem nicht an- 
wendbar sind. 

a) 

Die in sieben Abschnitte gegliederte Empfehlung 
enthält Bestimmungen, die teilweise mit denen des 
Übereinkommens Nr. 137 der IAO inhaltsgleich 
sind, zum anderen Teil die allgemeinen Normen des 
Übereinkommens durch detaillierte Einzelempfeh- 
lungen ergänzen. Darin werden insbesondere Maß- 
nahmen vorgeschlagen, durch die die wirtschaft- 
lichen und sozialen Auswirkungen von Änderungen 
in den Umschlagmethoden in Häfen rechtzeitig er- 
mittelt und überprüft (Abschnitt II), Beschäftigungs- 
und Einkommensgarantien für Hafenarbeiter ge- 


währleistet (Abschnitt III, A und B) sowie Systeme 
zur Registrierung und Zuteilung der Hafenarbeiter 
eingeführt werden sollen (Abschnitt III, C und F). 

Für den Fall einer notwendig werdenden Verrin- 
gerung der Zahl registrierter Arbeitskräfte in Häfen 
enthält die Empfehlung in Abschnitt III D Vor- 
schläge zur Umschulung und Weiterbeschäftigung 
der betroffenen Arbeitnehmer und zählt eine Reihe 
von Faktoren auf, die bei der Bestimmung des Aus- 
maßes der Verringerung berücksichtigt werden sol- 
len. 

In Abschnitt IV werden Einzelempfehlungen auf- 
geführt, durch die die Arbeitsbeziehungen in den 
Häfen nach den Grundsätzen und in Übereinstim- 
mung mit den bestehenden lAO-Instrumenten über 
die Vereinigungsfreiheit und das Recht auf Kollek- 
tivverhandlungen sowie über die Behandlung von 
Beschwerden und Kommunikation im Betrieb ver- 
tieft werden sollten. Vereinbarungen zwischen den 
Sozialpartnern mit dem Ziel, neue Umschlagsmetho- 
den zu größtmöglichen sozialen Vorteilen einzufüh- 
ren, werden in Abschnitt V empfohlen und hierzu 
eine Reihe in solchen Vereinbarungen zu behandeln- 
den Fragen aufgeführt. 

In Abschnitt VI, der sich mit den Arbeits- und 
Lebensbedingungen der Hafenarbeiter befaßt, wird 
der Grundsatz aufgestellt, daß die Gesetzgebung 
über Arbeitsschutz, Wohlfahrt und berufliche Aus- 
bildung auch auf die Hafenarbeit angewendet wer- 
den und die Arbeitsbedingungen für Hafenarbeiter 
nicht ungünstiger sein sollen als für Arbeitnehmer 
in gewerblichen Betrieben. 

Für Gelegenheits- und Saisonhafenarbeiter sollten 
entsprechend Abschnitt VII die hierfür geeigneten 
Bestimmungen der Empfehlung auch gelten. 

b) 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung stimmt 
den Zielsetzungen der Empfehlung grundsätzlich zu. 
Eine Reihe der darin vorgeschlagenen Maßnahmen 
werden in der Bundesrepublik Deutschland durch 
die Arbeits- und Sozialgesetzgebung sowie durch 
Wirtschafts- und strukturpolitische Maßnahmen be- 
reits verwirklicht. So sieht z. B. das Arbeitsförde- 
rungsgesetz von 1969 vor; Arbeitsmarktstatistiken 
sowie Arbeitsmarkt- und Berufsforschung einschließ- 
lich Prognosen der Beschäftigung, Arbeits- und Be- 
rufsberatung, individuelle und institutioneile Förde- 
rung der beruflichen Ausbildung, Fortbildung und 
Umschulung, Förderung der Arbeitsaufnahme, Lohn- 
ausfalleistungen, wie Kurzarbeitergeld, Arbeitslo- 
sengeld und Arbeitslosenhilfe. 

In der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
regionalen Wirtschaftsstruktur" sind drei Aktions- 
programme enthalten, die das gesamte deutsche 
Küstengebiet umfassen. Zu den Schwerpunktorten 
der Aktionen gehören auch Seehäfen. 

Andererseits können aus arbeitsrechtlichen und 
wirtschaftspolitischen Gründen eine Reihe von Ein- 
zelempfehlungen nicht übernommen werden. Dies 
gilt z. B. für die Forderung, Hafenarbeiter zu regi- 
strieren, registrierte Hafenarbeiter bei der Einstel- 
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lung zu bevorzugen und Aushilfsarbeiter von Ha- 
fenarbeit auszuschließen. Dies würde etwaige Be- 
schäftigungsprobleme (Überschuß an Arbeitskräften 
für Hafenarbeiten) lediglich auf eine andere Ebene 
verlagern (Arbeitslosigkeit der Nichtregistrierten) 
und den Strukturwandel behindern. 

Die Aufgaben, die in Abschnitt IV (Ziff. 25) der 
Empfehlung paritätischen Einrichtungen zugewiesen 
werden, sind nach dem Betriebsverfassungsgesetz 
der Zusammenarbeit zwischen Arbeitgeber und Be- 
triebsrat Vorbehalten. 

Die Schaffung besonderer paritätischer Einrichtun- 
gen mit gleicher Zielsetzung würde dem System 
der betrieblichen Zusammenarbeit zwischen Arbeit- 
geber und Betriebsrat als zweier selbständiger Be- 


triebsverfassungsorgane, auf dem die Struktur der 
Betriebsverfassung beruht, zuwiderlaufen. 

c) 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung regt 
die Bundesregierung und die Beteiligten an, zu prü- 
fen, ob und inwieweit einzelne Bestimmungen der 
Empfehlung, soweit noch nicht geschehen, unter 
Berücksichtigung der Entwicklung in deutschen See- 
häfen umgesetzt werden können. 

Insbesondere erscheint es dem Ausschuß für Ar- 
beit und Sozialordnung zweckmäßig, daß die Sozial- 
partner die Anregungen der Empfehlung im Rahmen 
der Tarif autonomie in eigener Zuständigkeit prüfen 
und durch den Abschluß entsprechender Tarifver- 
träge verwirklichen. 


Bonn, den 9. Juni 1975 


Dr. Blüm 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

das Übereinkommen Nr. 137 über die sozialen Auswirkungen neuer Umschlag- 
methoden in Häfen, die Empfehlung Nr. 145 betreffend die sozialen Auswirkun- 
gen neuer Umschlagmethoden in Häfen — Drucksache 7/3445 — zur Kenntnis zu 
nehmen. 


Bonn, den 4. Juni 1975 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Müller (Remscheid) Dr. Blüm 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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